
Insbesondere im Zusam-
menhang mit der aktuellen
Situation Griechenlands,

dessen Asyl- und Aufnahme-
system aufgrund seiner EU-
Außengrenzen besonderem
Druck ausgesetzt ist, stellte
sich zuletzt wiederholt die
Frage der Zulässigkeit der
Überstellung in diesen Mit-
gliedstaat bzw. die Frage der
Auslegung und Verpflich-
tung zur Ausübung des
„Selbsteintrittsrechts“ gemäß
Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 343/2003
(„Dublin II-Verordnung“). 

Bereits im Jänner 2011
hatte sich der Europäische
Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) in Straßburg
im Urteil zu „M.S.S gegen
Belgien und Griechenland“
mit der Überstellung eines
Asylwerbers an Griechen-
land befasst. 

In diesem Urteil hatte der
EGMR festgehalten, dass
das Königreich Belgien ge-
gen Artikel 3 EMRK ver-
stoßen habe: Die belgischen
Behörden hätten gewusst
oder zumindest wissen müs-
sen, dass eine gewissenhafte
Prüfung des Asylantrags
durch die griechischen
Behörden in keinster Weise
gewährleistet war; der Be-
schwerdeführer sei den sich
aus den Mängeln des Asyl-
verfahrens in Griechenland
ergebenden Risiken ausge-
setzt gewesen. Zudem sei
der Beschwerdeführer wis-
sentlich Haft- und Existenz-
bedingungen ausgesetzt wor-
den, die eine erniedrigende
Behandlung darstellten. 

Vorabentscheidungsersu-
chen. Der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) in Luxem-
burg hat mit Urteil vom 21.
Dezember 2011 in zwei zu
einer Rechtssache verbunde-

nen Vorabentscheidungsver-
fahren über die Auslegung
des so genannten Selbstein-
trittsrechts und die Zulässig-
keit der Überstellung in den
nach der Dublin-II-Verord-
nung grundsätzlich zuständi-
gen Mitgliedstaat entschie-
den. 

Sowohl dem britischen
Vorabentscheidungsersuchen
(C-411/10), als auch dem iri-
schen Vorabentscheidungs-
ersuchen (C-493/10) liegt
der Sachverhalt zugrunde,
dass ein afghanischer Staats-
angehöriger unter anderem
über Griechenland in das

Vereinigte Königreich bzw.
nach Irland einreiste und
dort einen Asylantrag stellte. 

Der Antragsteller wider-
setzte sich der geplanten
Überstellung nach Griechen-
land mit der Begründung,
dass die Verfahren und Be-
dingungen für Asylwerber in
diesem Land unangemessen
wären und im Fall einer
Rückführung nach Griechen-
land seine Grundrechte ver-
letzt werden würden. Seitens
des britischen Court of Ap-
peal of England and Wales
und des irischen High Court
wurde dem EuGH die Frage

vorgelegt, ob – angesichts
der Überlastung des griechi-
schen Asylsystems und der
daraus resultierenden Folgen
für die Behandlung von
Asylwerbern und die Prü-
fung ihrer Anträge – die
Behörde eines Mitglied-
staats, der eigentlich auf
Grund der Dublin-II-Verord-
nung Asylwerber zur Prü-
fung ihres Asylantrags nach
Griechenland überstellen
müsste, vorher überprüfen
muss, ob dieser Staat
tatsächlich die Grundrechte
beachtet. 

Auch das „Selbsteintritts-
recht“ wurde behandelt:
Muss ein Staat wie Irland
oder das Vereinigte König-
reich selbst zur Prüfung des
Antrags „eintreten“, wenn
der eigentlich nach der Dub-
lin-II-Verordnung zuständi-
ge Staat (hier Griechenland)
die Grundrechte nicht beach-
tet?

EuGH-Urteil. Der EuGH
betonte in seinem Urteil, es
könne im Unionsrecht keine
unwiderlegbare Vermutung
dafür geben, dass ein nach
der Dublin-II-Verordnung
zuständiger Mitgliedstaat die
Unionsgrundrechte beachtet.
In der Praxis könne die
ernstzunehmende Gefahr be-
stehen, dass Asylwerber bei
einer Überstellung in den zu-
ständigen Mitgliedstaat in ei-
ner Weise behandelt werden,
die mit ihren Grundrechten
unvereinbar ist. 

Andererseits wäre es für
den EuGH auch nicht mit
den Zielen und dem System
der Dublin-II-Verordnung
vereinbar, wenn schon „der
geringste Verstoß“ gegen die
Richtlinien 2003/9 (Aufnah-
me-Richtlinie), 2004/83
(Status-Richtlinie) und 2005/
85 (Verfahrens-Richtlinie)
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Überstellung und Selbsteintrittsrecht
Der Europäische Gerichtshof hat sich am 21. Dezember 2011 im Rahmen eines Vorabentscheidungs-

verfahrens zu aktuellen Rechtsfragen der Dublin-II-Verordnung geäußert.

EUROPÄISCHER GERICHTSHOF: Eine Überstellung eines 
Asylwerbers in den für das Verfahren zuständigen Mitglied-
staat ist unzulässig, wenn die systematischen Mängel des
Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen für Asylwerber
in diesem Mitgliedstaat ernsthafte und durch Tatsachen 
bestätigte Gründe für die Annahme darstellen, dass der 
Antragsteller tatsächlich Gefahr läuft, einer unmenschlichen
oder erniedrigenden Behandlung ausgesetzt zu werden.
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genügen würde, um die
Überstellung eines Asylwer-
bers zu vereiteln. Erst wenn
ernsthaft zu befürchten ist,
dass das Asylverfahren und
die Aufnahmebedingungen
für Asylwerber im zuständi-
gen Mitgliedstaat systemati-
sche Mängel aufweisen, die
eine unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung im
Sinne von Artikel 4 der
Charta der Grundrechte der
Europäischen Union (Verbot
der Folter) darstellen, wäre
die Überstellung mit dieser
Bestimmung unvereinbar. 

Damit die Europäische
Union und die Mitgliedstaa-
ten ihren Verpflichtungen in
Bezug auf den Schutz der
Grundrechte der Asylwerber
nachkommen können, ob-
liegt es den Mitgliedstaaten
einschließlich den nationalen
Gerichten, einen Asylwerber
nicht an den zuständigen
„Dublin-Mitgliedstaat“ zu
überstellen, wenn ihnen be-
stimmte systematische Män-
gel des Asylverfahrens und
der Aufnahmebedingungen
für Asylwerber „nicht unbe-
kannt“ sein können. 

Durch ernsthafte und
durch Tatsachen bestätigte
Gründe muss anzunehmen
sein, dass der Antragsteller
in dem Mitgliedstaat, in den
er überstellt werden soll,
tatsächlich Gefahr laufen
würde, einer unmenschli-
chen oder erniedrigenden
Behandlung im Sinne von
Artikel 4 der Charta der
Grundrechte der Europäi-
schen Union ausgesetzt zu
werden. 

Ist die Überstellung aus
diesem Grund nicht möglich,
so hat der Mitgliedstaat ein
Selbsteintrittsrecht bzw. zu
prüfen, ob ein anderer Mit-
gliedstaat als er für die Prü-
fung des Asylantrags be-
stimmt werden kann. 

Interpretation. Die Aus-
führungen des EuGH betref-
fend die Prüfreihenfolge
bzw. die Zuständigkeitskrite-
rien des Kapitel III der Dub-

lin-II-Verordnung können
zusammenfassend wie folgt
interpretiert werden:
• Ist die Überstellung des
Antragstellers in den eigent-
lich zuständigen Mitglied-
staat nicht möglich, so ist,
vorbehaltlich der Befugnis
des „Selbsteintrittsrechts“
gemäß Artikel 3 Absatz 2
der Dublin-II-Verordnung,
die Prüfung der Kriterien des
Kapitel III der Dublin-II-
Verordnung vorzunehmen.
• Dasselbe Kriterium, auf-
grund dessen der erste zu-
ständige Mitgliedstaat zu-
ständig ist, kann nicht noch
einmal in Bezug auf einen
anderen Mitgliedstaat ge-
prüft werden bzw. die Zu-
ständigkeit eines anderen
Mitgliedstaates begründen.
• Lässt sich aufgrund der
Kriterien des Kapitel III der
Dublin-II-Verordnung kein
Konsultationsverfahren mit
einem anderen Mitgliedstaat
führen oder würde das Ver-
fahren zur Bestimmung des
anderen zuständigen Mit-
gliedstaates unangemessen
lange dauern, so ist das
„Selbsteintrittsrecht“ aus-
zuüben, d. h. das Verfahren
ist inhaltlich zu führen.

Aufgrund des aktuellen
Urteils des EuGH und des
Urteils des EGMR im Fall
„M.S.S gegen Belgien und
Griechenland“ ist unstrittig,
dass eine Überstellung in
den an sich zuständigen Mit-
gliedstaat unzulässig ist,
wenn die systematischen
Mängel des Asylverfahrens
und der Aufnahmebedingun-
gen für Asylwerber in die-
sem Mitgliedstaat ernsthafte
und durch Tatsachen be-
stätigte Gründe für die An-
nahme darstellen, dass der
Antragsteller tatsächlich Ge-
fahr läuft, einer unmenschli-
chen oder erniedrigenden
Behandlung im Sinne von
Artikel 4 der Charta der
Grundrechte der Europäi-
schen Union bzw. Artikel 3
EMRK ausgesetzt zu wer-
den.               Michaela Malz
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